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Stefan Pfister erhielt im Oktober bereits
den Landesforschungspreis. BILD: DPA

Stefan Pfister
ausgezeichnet
Forschung: Kinderonkologe aus
Heidelberg erhält Leibniz-Preis

Heidelberg/Bonn. Stefan Pfister, Ab-
teilungsleiter am Deutschen Krebs-
forschungszentrum (DKFZ) und
Professor der Medizinischen Fakul-
tät der Universität Heidelberg, ist ei-
ner von zehn Wissenschaftlern, die
den mit 2,5 Millionen Euro dotierten
Gottfried Wilhelm Leibniz-Preis
2023 der Deutschen Forschungsge-
meinschaft erhalten. Stefan Pfister
gilt als weltweit führender Spezialist
für die genetische und epigenetische
Klassifizierung von Tumoren des
Kindes- und Jugendalters. Seine
mehrfach ausgezeichnete For-
schung in der pädiatrischen Onkolo-
gie wurde in mehr als 450 wissen-
schaftlichen Publikationen veröf-
fentlicht

Pfister ist zudem Direktor des
Hopp-Kindertumorzentrums Hei-
delberg (KiTZ) und Kinderonkologe
am Universitätsklinikum Heidel-
berg (UKHD), Er wird für seine he-
rausragenden Beiträge zur Erfor-
schung und Entwicklung neuer Di-
agnose- und Therapieverfahren bei
kindlichen Hirntumoren geehrt.
„Stefan Pfister hat mit seiner lang-
jährigen Forschung am Deutschen
Krebsforschungszentrum maßgeb-
lich dazu beigetragen, die Diagnose
von krebskranken Kindern zu präzi-
sieren“, gratulierte Michael Bau-
mann, Vorstandsvorsitzender des
Deutschen Krebsforschungszen-
trums, am Donnerstag.

Der Rektor der Universität Hei-
delberg, Bernhard Eitel, würdigte
Pfister als herausragenden Grundla-
genwissenschaftler und Mediziner,
der die enge Verbindung von Le-
benswissenschaften mit medizini-
scher Anwendung verkörpere. „Die
Auszeichnung ist daher auch ein Be-
leg für die Stärke der Health + Life
Science Alliance Heidelberg Mann-
heim, in der -¬ wie in der Forschung
von Stefan Pfister - medizinische
Kompetenzen mit neuartigen mole-
kularbiologischen Methoden zu-
sammengeführt werden.“

Der Leibniz-Preis gilt als der re-
nommiertesten Wissenschaftspreis
in Deutschland. Weitere ausgezeich-
nete Forscher aus Baden-Württem-
berg sind: Largus Angenent (Univer-
sität Tübingen, Bioingenieurwissen-
schaft), Achim Menges (Universität
Stuttgart, Architektur). red/lsw

48 Platanen in der Karlsruher
Kaiserstraße sollen weichen. BILD: JEHLE

Karlsruhe
streitet um
Platanen

Natur: Stadt will im Zentrum
48 alte Bäume fällen

Von Stefan Jehle

Karlsruhe. Karlsruhe soll klimaneu-
tral werden: Unter dieser Prämisse
hat die nordbadische Stadt 2020 das
Klimaschutzkonzept 2030 ins Leben
gerufen. Die Ziele sind mittlerweile
in dicken Papierkladden festgehal-
ten. Doch ausgerechnet in der zen-
tralen Kaiserstraße – der 1,8 Kilome-
ter langen Fußgängerzone – sollen
jetzt 48 hochgewachsene Platanen
gefällt werden. Darum ist ein hefti-
ger Streit entstanden.

Das Pikante dabei: Zu den Kriti-
kern der Maßnahme gehören zwei
frühere Leiter des städtischen Gar-
tenbauamts. Im „Klimabündnis
Karlsruhe“, einem seit zwei Jahren
bestehenden Zusammenschluss zi-
vilgesellschaftlicher Organisatio-
nen, ist heftiger Widerstand gegen
die Baumfällung aufgekommen.
Nachdem kürzlich der U-Bahn-Tun-
nel in Betrieb ging, sollen die Plata-
nen, die zwischen 45 und 50 Jahre alt
sind, ersetzt werden. Ihnen wird al-
lerdings ein wichtiger Kühl-Effekt
zugeschrieben.

Planung 2015 festgelegt
Angesichts zunehmender Hitze-
sommer, so berechneten jetzt Fach-
leute, ermöglichen die bestehenden
Baumkronen eine um fünf bis acht
Grad niedrigere Temperatur im Stra-
ßenraum. Es sei ein „Gestaltungsele-
ment mit gesundheitlichem Wert“
für die Bewohner, sagt Horst
Schmidt (82), der von 1979 bis 2005
das Gartenbauamt leitete. Die Stadt
argumentiert mit den schon seit
2015 festgelegten Planungen: Nach
Inbetriebnahme des U-Bahn-Tun-
nels sollen die Oberfläche der Fuß-
gängermeile neu gestaltet und dabei
auch viele Leitungen erneuert wer-
den. Oberbürgermeister, Baudezer-
nent und zuständige Ämter plädie-
ren für Ersatz-Pflanzungen mit Zür-
gel-Bäumen, einer Baumart die an-
geblich weitgehend hitzeresistent
sei. Ein Beschluss des Gemeinderats
wurde zuletzt vertagt, an einem Vo-
tum pro Fällung in der Sitzung am
20. Dezember gibt es aber wenig
Zweifel.

Einheitssteuer für
Häuschen oder Villa?

Von Bärbel Krauß

Stuttgart. Es war wohl eine Frage der
Zeit, bis das Bundesverfassungsge-
richt sich erneut mit der Grundsteu-
erreform befassen muss. Für Baden-
Württemberg, wo die Reform seit ih-
rem Start viel Kritik bei den Bürgern
ausgelöst hat, gilt diese Prognose
erst recht: Der Bund der Steuerzah-
ler hat in seiner Mitgliederzeitschrift
schon vor Wochen nach Musterklä-
gern gesucht. Das erklärte Ziel des
Verbands: notfalls Deutschlands
höchstes Gericht mit der Südwest-
Version der Grundsteuerreform zu
befassen, um zu klären, ob das Lan-
desgrundsteuergesetz mit dem
Grundgesetz vereinbar ist.

Inzwischen ist man offensichtlich
fündig geworden. An diesem Don-
nerstag teilte der Steuerzahlerbund
mit, dass er gemeinsam mit den Ver-
bänden Haus & Grund Baden sowie
Württemberg und dem Verband
Wohneigentum die erste Klage vor
dem Finanzgericht eingereicht hat.
Die vier Kläger stellen explizit meh-
rere weitere Musterklagen in Aus-
sicht, um die Verfassungsfestigkeit
der Landesregeln auf Herz und Nie-
ren zu prüfen.

„Die Fokussierung allein auf den
Boden in der Grundsteuer ist unse-
res Erachtens verfassungswidrig“,

Grundsteuerreform: Die erste Klage ist eingereicht. Welche Argumente die Kläger vorbringen und was Regierung und Fraktionen sagen

betont Eike Möller vom Steuerzah-
lerbund. „Denn bei gleich großen
Grundstücken müssen Eigentümer
in Baden-Württemberg die gleiche
Grundsteuer entrichten, unabhän-
gig davon, ob dort eine Villa, ein altes
Häuschen oder ein mehrgeschossi-
ges Mehrfamilienhaus steht.“

Ob die neue Grundsteuergesetz-
gebung mit den Geboten der Verfas-
sung in Übereinstimmung zu brin-
gen ist, ist nicht nur in Baden-Würt-
temberg umstritten. In Bayern hat
die Linkspartei eine Verfassungskla-
ge gegen die dortige Grundsteuerre-
form angekündigt und gegen das
Bundesmodell ist dem Vernehmen
nach eine weitere Klage in Vorberei-
tung. Neben Baden-Württemberg
haben Bayern, Hessen, Hamburg
und Niedersachsen eigene Landes-
gesetze beschlossen.

FDP: „Bürgerfeindliches Chaos“
Überrascht wurde das Finanzminis-
terium in Stuttgart nicht durch die
Klage. Die Debatte über die Verfas-
sungsfestigkeit wird überall in
Deutschland geführt, und in Stutt-
gart hat sich die Landesregierung
schon vor der Verabschiedung des
Gesetzes durch Rechtsgutachten ab-
gesichert. „Daher gehen wir weiter
davon aus, dass unser Modell recht-
mäßig ist und sind zuversichtlich,

setzen, hat die Landesregierung die
Augen vor der Realität verschlossen
und ein bürgerfeindliches Chaos
produziert.“ Sein SPD-Kollege, Vize-
fraktionschef Nicolas Fink, bezeich-
nete die „Musterklage gegen den ba-
den-württembergischen Sonder-
weg“ als „absolut absehbar“ und un-
terstrich die Kritik der Verbände.
„Die Steuer allein am Grund festzu-
machen, ohne Rücksicht auf die Be-
bauung – das ist nicht nur falsch,
sondern auch Pfusch!“ Fink forderte
die Landesregierung auf, einen Plan
B vorzubereiten. „Wer jetzt stur
bleibt, riskiert viel mehr Schaden.“

„Dass die Berechnung der Grund-
steuer nun auf dem Bodenwert fu-
ßen soll, ist absolut ungerecht“, teilte
der AfD-Fraktionsgeschäftsführer
Emil Sänze mit. Um den Erwerb von
Wohneigentum zu fördern, sollte die
Grundsteuer aus seiner Sicht ersatz-
los gestrichen werden. „Wir hoffen
daher, dass das Verfassungsgericht
richtig entscheiden wird und diesem
grün-roten sozialistischen Ansatz
ein Ende bereitet“, ergänzte er.

„Wir gehen weiter davon aus,
dass unser Modell einfach, transpa-
rent und verfassungskonform ist,
und sind zuversichtlich, dass es vor
Gericht Bestand haben wird“, be-
tonte der finanzpolitische Sprecher
der Grünen, Marcus Rösler.

dass es vor Gericht Bestand haben
wird“, erklärten die Beamten von Fi-
nanzminister Danyal Bayaz (Grüne)
auf Anfrage. Der Forderung der Klä-
ger, alle Grundsteuerwertbescheide
wegen der offenen Rechtsfragen nur
noch vorläufig zu erlassen, erteilte
das Finanzministerium eine klare
Absage.

Spannend wird die Klage aber auf
alle Fälle. Denn die hiesige Reform-
Variante bemisst die künftige Be-
steuerung am konsequentesten al-
lein am Wert des Grundstücks, wäh-
rend die Bebauung, die Wohnfläche,
das Baujahr und die Zahl der Gara-
gen oder Stellplätze nicht in die Be-
messungsgrundlage eingehen. Das
Bundesmodell indes berücksichtigt
neben Fläche und Wert des Grund-
stücks auch Art, Fläche und Alter der
darauf stehenden Gebäude.

Wegen des Verzichts auf diese
Details hat die hiesige Finanzverwal-
tung die eigene Grundsteuerreform
stets als einfacher, transparenter
und unbürokratischer bewertet als
die konkurrierenden Varianten im
Rest der Republik.

„Wir begrüßen die Klage“, beton-
te der FDP-Finanzpolitiker Stephen
Brauer auf Anfrage. „Die Bedenken
hinsichtlich der Verfassungsmäßig-
keit liegen auf der Hand. Im Drang,
eine möglichst billige Lösung umzu-

Die Reform-Variante bemisst die künftige Besteuerung am konsequentesten allein am Wert des Grundstücks. BILD: BERND WEISSBROD/DPA

Strobl will Beamte unterstützen
Beschäftigung: Baden-Württembergs Beamtenbund fordert Maßnahmen, die den öffentlichen Dienst attraktiver machen. Der Innenminister gibt eine Zusage

Von Matthias Schiermeyer

Leinfelden. Immer größer werden die
Personallücken des öffentlichen
Dienstes – bundesweit schätzt der
Beamtenbund den Fachkräfteman-
gel auf 360 000. Da müssen sich die
Dienstherrn dringend weitere Ge-
danken machen, wie sie mehr Be-
werber anlocken können. Als ein be-
sonderes Handicap hat der Landes-
vorsitzende der Beamtengewerk-
schaft (BBW), Kai Rosenberger, die
41-Stunden-Woche für die Beamten
in Baden-Württemberg ausge-
macht. Kein Problem werde ihm von
der Basis häufiger gemeldet. Von 16
Bundesländern hätten nur noch drei
eine solch hohe Stundenzahl, sagte
er auf dem Gewerkschaftstag in
Leinfelden-Echterdingen.

Die junge Generation lege mehr
Wert auf eine Work-Life-Balance. Da
seien die 41 Stunden „nicht mehr
zeitgemäß und vermittelbar“ – da-
mit hätte der öffentliche Dienst „bei
ganz vielen jungen Menschen keine

Immerhin verspricht der Minis-
ter, dass man alles daran setzen wer-
de, das Lebensarbeitszeitkonto „in
dieser Legislatur auf den Weg zu
bringen“. Dabei handele es sich um
ein „außerordentlich komplexes
Vorhaben“. Viele grundsätzliche
Fragen seien zu klären. Nötig sei eine
gründliche Abstimmung mit den
Ressorts und den kommunalen Ver-
tretern. Man arbeite zwar schon lan-
ge dran, „aber das muss sitzen und
handwerklich gut gemacht werden“.
Mit der Verwaltungsmodernisie-
rung sei man auf einem guten Weg
bei der Arbeitsplatzgestaltung. Auch
gebe es mittlerweile ein Eckpunkte-
papier für mobile Arbeit in der Lan-
desverwaltung.

Zuvor hat der Gewerkschaftstag
den 54-jährigen Rosenberger mit
großer Mehrheit für weitere fünf Jah-
re in seinem Amt bestätigt. Er erhielt
169 von 184 gültigen Stimmen. Kai
Rosenberger steht seit Dezember
2017 an der Spitze des Landesbun-
des.

würdigt, was die Regierung für die
600 000 Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst des Landes zuletzt an-
gestoßen hat. Auf die 41-Stunden-
Woche geht er aber nicht weiter ein.
Die Tarifbeschäftigten im Land ha-
ben 39,5 Wochenstunden.

den Ton. Beim „Beamtenbashing“
mache die Landesregierung nicht
mit, betont der CDU-Politiker – auch
mit Blick auf CDU-Granden in ande-
ren Ländern. Und „wir haben allen
Grund, die Attraktivität des öffentli-
chen Dienstes zu steigern“. Strobl

Chance mehr“. Auch auf eine Flexi-
bilisierung der Arbeitszeiten mit ei-
nem Lebensarbeitszeitkonto „war-
ten wir seit zehn Jahren“, fährt Ro-
senberger fort. Noch immer gebe es
keine Gesetzesvorlage. Daher solle
Grün-Schwarz das Vorhaben im
nächsten Doppelhaushalt 2023/
2024 endlich realisieren. Das koste
zwar alles viel Geld, „doch die De-
mografie zwingt uns dazu“.

Lebensarbeitszeitkonto „komplex“
Aus Rosenbergers Sicht sollte die
Landesregierung ein Sondervermö-
gen öffentlicher Dienst auflegen – als
„ ein Signal nach außen und innen“.
Welchen Umfang die Offensive ge-
gen den Personalmangel haben soll,
sagt er nicht. Doch könne sich das
Land an der Krisenbewältigung des
Bundes orientieren, der in diesem
Jahr beschlossen hat, fast 400 Milli-
arden Euro abseits des regulären
Haushalts bereitzustellen.

Innenminister Thomas Strobl be-
müht sich um einen wertschätzen- Kai Rosenberger, Landesvorsitzender der Beamtengewerkschaft. BILD: BBW

160 000 Euro
ergaunert

Betrug: 68-Jähriger wird Opfer
von Phishingseite

Rheinstetten. Mithilfe einer offenbar
falschen Bank-Webseite gelang es
Betrügern, knapp 160 000 Euro von
einem Mann aus Rheinstetten zu er-
beuten. Wie die Polizei am Donners-
tag mitteilte, wollte der 68-Jährige
online Geld überweisen. Dabei sei er
am vergangenen Freitag wohl auf
eine sogenannte Phishingseite ge-
langt, die seine Konto-Zugangsda-
ten abfragte.

Bereits beim Eingeben der Zu-
gangsdaten stellte das Opfer dem-
nach Unregelmäßigkeiten fest. Zu-
dem riefen die Betrüger ihn an und
brachten ihn dazu, seinen Online-
Zugang zu sperren, um keinen Zu-
griff auf seine Kontobewegungen zu
haben. Am Samstag wurde der 68-
Jährige misstrauisch und kontrol-
lierte seine Kontoumsätze. Hierbei
stellte er fest, dass die Täter bereits
mehrere Überweisungen getätigt
hatten. lsw/kako


